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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Das BFS publizierte im Februar 2022 eine Studie zu den Bildungsverläufen von jungen
Erwachsenen. Es hatte dazu im Jahr 2020 die Bildungsabschlüsse aller damals 25-
Jährigen, die seit mindestens zehn Jahren in der Schweiz lebten, analysiert. In der
Studie wurde dargelegt, dass 91.4 Prozent dieser rund 82'500 jungen Erwachsenen
einen Abschluss auf der Sekundarstufe II – also im Wesentlichen eine eidgenössisch
anerkannte Maturität oder eine berufliche Grundbildung (Lehre) – erreicht hatten.
Wichtige Faktoren, die einen Einfluss darauf haben, ob eine Person diese Zertifizierung
erlangt hat oder nicht, sind gemäss Studie die Aufenthaltsdauer in der Schweiz, der
Bildungsverlauf in der obligatorischen Schule sowie das Bildungsniveau der Eltern. So
hatten von den im Ausland geborenen 25-Jährigen, die aber kurz nach der Geburt in
die Schweiz gekommen sind, 84.2 Prozent eine Zertifizierung auf der Sekundarstufe II
gegenüber 77 Prozent der im Alter von 12 bis 15 Jahren in die Schweiz gezogenen
Jugendlichen. Im Hinblick auf den Bildungsverlauf zeigte sich, dass insbesondere
Jugendliche, die ein Jahr der obligatorischen Schulzeit wiederholen mussten, im
Vergleich zu den anderen Jugendlichen grössere Schwierigkeiten hatten, einen
Abschluss auf der Sekundarstufe II zu erlangen. Schliesslich erreichten lediglich 84.5
Prozent der Jugendlichen, deren Eltern über keine nachobligatorische Ausbildung
verfügten, eine Zertifizierung auf der Sekundarstufe II; dies im Gegensatz zu 95.2
Prozent der Jugendlichen, bei denen mindestens ein Elternteil einen Tertiärabschluss
erlangt hatte. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Grundschulen

Eine Motion Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) wollte den Bund verpflichten, sich bei den
Kantonen für flächendeckenden Förderunterricht bei Kindern mit
Migrationshintergrund einzusetzen und diesen entsprechend mitzufinanzieren. Der
Nationalrat lehnte diesen Vorstoss diskussionslos ab. 2

MOTION
DATUM: 19.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 3

Der Bundesrat veröffentlichte im Februar 2021 den Bericht «Politik der frühen
Kindheit. Auslegeordnung und Entwicklungsmöglichkeiten auf Bundesebene» in
Erfüllung der Postulate der WBK-NR und von Nik Gugger (evp, ZH; Po. 19.3262). Der
Bericht nahm eine Definition des Begriffs «Politik der frühen Kindheit» vor und stellte
einen nicht abschliessenden Katalog der Leistungen in diesem Politikbereich vor; dieser
reichte von der Elternbildung, über die frühe Sprachförderung bis zur aufsuchenden
Familienarbeit. In den Handlungsfeldern «Statistische Datengrundlagen»,
«Informations- und Erfahrungsaustausch/Koordination», «Zugang zu den Angeboten»,
«Qualität der Angebote» sowie «Finanzierung der Angebote» identifizierte der Bericht
Verbesserungspotenzial in Bezug auf das staatliche Wirken. In der Folge wurden für
diese Handlungsfelder verschiedene Entwicklungsmöglichkeiten formuliert. Diese
umfassten beispielsweise die Einführung einer nationalen Kinderbetreuungsstatistik,
die Verbesserung der Datenlage zum Gesundheitszustand von Kindern unter
Berücksichtigung sozialer Benachteiligungen, die Förderung des Informations- und
Erfahrungsaustausches zwischen Fachpersonen, die Verbesserung der Zusammenarbeit
und der Koordination auf Bundesebene, die verstärkte Förderung der
Chancengerechtigkeit von Kindern mit Migrationshintergrund und von Kindern mit
Behinderungen oder auch die Subventionierung von Familienorganisationen mit
Tätigkeiten betreffend Familien mit kleinen Kindern. Einige dieser Massnahmen würden
geprüft oder befänden sich bereits in Umsetzung. So würden beispielsweise schon
heute Projekte mit Kindern, die eine Beeinträchtigung haben, unterstützt, schloss der
Bericht. 4

BERICHT
DATUM: 03.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Frühling 2021 publizierte das BFS erstmals eine Statistik zu den Wiederholungen von
Schülerinnen und Schülern im 3. bis 8. Jahr der Primarstufe – also von der ersten bis
zur sechsten Klasse, da die beiden Kindergartenjahre ebenfalls zur Primarstufe gezählt
werden. Die Studie belegte, dass es im Allgemeinen nur sehr wenige Wiederholungen
auf dieser Stufe gibt; im Durchschnitt müssen jedes Jahr nur 1.3 Prozent der Lernenden
eine Klasse wiederholen. Es bestehen jedoch Unterschiede bezüglich des Geschlechts,
der Region und vor allem bezüglich der Migrationskategorie sowie des sozialen
Hintergrundes. Währenddem 2.8 Prozent der Kinder, die nach ihrem 6. Lebensjahr in
die Schweiz eingewandert sind, auf der Primarstufe mindestens einmal eine Klasse
wiederholen müssen, beläuft sich diese Zahl bei Kindern, die in der Schweiz geboren
sind, auf lediglich 1.1 Prozent. Hinsichtlich des Bildungsniveaus der Eltern hielt die
Studie fest, dass Kinder mit Eltern ohne nachobligatorischen Bildungsabschluss dreimal
häufiger repetieren müssen als Kinder, bei denen mindestens ein Elternteil über einen
Hochschulabschluss verfügt (2.1 Prozent versus 0.7 Prozent). 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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